
Verwaltungsgericht Stade 

Im Namen des Volkes 

Urteil 

2 A 1157/23 

In der Verwaltungsrechtssache 

Frau 

Staatsangehörigkeit: irakisch, 

- Klägerin - 

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwältin Dominique Köstens, 
Uhlandstraße 2, 28211 Bremen - 

gegen 

Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch das Bundesamt für Migration und Flücht­ 
linge 
- Außenstelle Friedland/Oldenburg -, 
Klostermark 70-80, 26135 Oldenburg - 

- Beklagte - 

wegen Asylrecht 

hat das Verwaltungsgericht Stade - 2. Kammer - auf die mündliche Verhandlung vom 
17. Oktober 2024 durch den Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht  als Ein­ 
zelrichter für Recht erkannt: 

Der Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge vom 
26. Juni 2023 wird aufgehoben. Gerichtskosten werden nicht erhoben. 



Die Beklagte wird verpflichtet, die Klägerin gemäß § 3 Absatz 1 AsylG 
als Flüchtling anzuerkennen. 

Die Beklagte trägt die außergerichtlichen Kosten des Verfahrens; Ge­ 
richtskosten werden nicht erhoben. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 

Die Beklagte kann die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe 
von 110% des aufgrund des Urteils zu vollstreckenden Betrages ab­ 
wenden, wenn nicht die Klägerin vor der Vollstreckung Sicherheit in 
Höhe von 110% des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet. 

Tatbestand 

Die Klägerin begehrt die Zuerkennung internationalen Schutzes, hilfsweise die Feststel­ 

lung von Abschiebungsverboten hinsichtlich des Irak. 

Die Klägerin, irakische Staatsangehörige, yezidischer Religionszugehörigkeit, reiste 

nach eigenen Angaben am .2023 auf dem Luftweg mit einem deutschen Visum, 

gültig vom .02. bis .05.2023, zum Zweck der Familienzusammenführung von der 

Türkei aus in die Bundesrepublik Deutschland ein und stellte am 27.03.2023 (formlos 

bereits am 12.03.2023) einen Asylantrag. 

Die persönliche Anhörung beim Bundesamt erfolgte am 31.03.2023. 

Die Klägerin trug im Rahmen ihrer Anhörung im Wesentlichen vor, ihr Heimatland am 

.08.2014 gemeinsam mit der Familie von Dohuk aus verlassen und zunächst in die 

Türkei ausgereist zu sein. Zuvor habe sie mit der Familie in Shingal, in  gelebt. 

Sie sei mit der Familie in die Türkei geflüchtet, als der sogenannte islamische Staat (IS) 

das Dorf überfallen habe. Persönlich sei ihr nichts passiert. Geschwister von ihr seien 

im Jahr 2015/2016 nach Deutschland gereist, ihre Eltern sodann im Jahr .2019. Sie habe 

bis 2023 mit älteren Geschwistern in der Türkei gelebt. Im Irak habe sie sechs Jahre, in 

der Türkei ein Jahr die Schule besucht. Sie habe anschließend im Haushalt gearbeitet. 

Bei einer Rückkehr in ihr Heimatland befürchte sie, dass der IS sie erneut überfallen 

könnte, weil der IS den Yeziden viel angetan habe. Sie habe Angst vor dem IS. 

Drei, im Zeitpunkt der Antragstellung minderjährige Geschwister der Klägerin wurden mit 

Bescheid vom 17.05.2017 (Az. ds Flüchtlinge anerkannt. Den Eltern der Klä­ 

gerin wurden mit Verpflichtungsbescheid vom 17.04.2020 (Az. 'arnilienflücht- 
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lingsschutz zuerkannt. Die Klägerin erklärte, neben ihrer Familie, also Eltern und Ge­ 

schwister, noch eine Tante und einen Onkel in Deutschland zu haben. 

Mit dem hier angefochtenen Bescheid vom 19. Juni 2023 lehnte das Bundesamt für Mi­ 

gration und Flüchtlinge die Zuerkennung internationalen Schutzes, die Anerkennung als 

Asylberechtigte und die Feststellung von Abschiebungsverboten hinsichtlich des Irak ab. 

Die Klägerin hat am 10. Juli 2023 die vorliegende Klage erhoben, mit der sie ihr Begeh­ 

ren weiterverfolgt. 

Mit Schriftsatz vom 15.10.2024 wurde die Klage ergänzend begründet und im Wesentli­ 

chen auf das bisherige Vorbringen Bezug genommen und dieses vertieft. 

Die Klägerin beantragt, 

die Beklagte zu verpflichten, der Klägerin die Flüchtlingseigen­ 
schaft zuzuerkennen, 

hilfsweise, die Beklagte zu verpflichten, der Klägerin subsidiären 
Schutz zuzuerkennen, 

weiter hilfsweise, die Beklagte zu verpflichten, festzustellen, 
dass ein Abschiebungsverbot nach § 60 Abs. 5 oder 7 Aufent­ 
haltsgesetz hinsichtlich des Irak vorliegt und 

den Bescheid des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
vom 26. Juni 2023 aufzuheben, soweit er dem entgegensteht. 

Die Beklagte hat schriftsätzlich beantragt, 

die Klage abzuweisen. 

Sie bezieht zur Begründung auf die Ausführungen in dem angefochtenen Bescheid. 

Die Klägerin wurde in der mündlichen Verhandlung vom 17. Oktober 2024 informatorisch 

zu ihrem Klagevorbringen angehört. Wegen der Einzelheiten des Ergebnisses der An­ 

hörung wird auf das Sitzungsprotokoll verwiesen. 

Wegen der Einzelheiten des Sach- und Streitstandes im Übrigen wird auf den Inhalt der 

Gerichtsakte, der beigezogenen Verwaltungsvorgänge des Bundesamtes für Migration 
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und Flüchtlinge sowie die Ausländerakten des Landkreises Rotenburg (Wümme) ergän­ 

zend Bezug genommen. 

Entscheidungsgründe 

Der Einzelrichter(§ 76 Abs. 1 AsylG) konnte über die Klage verhandeln und entscheiden, 

ohne dass die Beklagte an der mündlichen Verhandlung vom 17. Oktober 2024 teilge­ 

nommen hat, weil sie ordnungsgemäß geladen und in der Ladung auf diese Folge hin­ 

gewiesen worden ist(§ 102 Abs. 2 VwGO). 

Die zulässige Klage ist begründet. Der Ablehnungsbescheid des Bundesamtes für Mi­ 

gration und Flüchtlinge vom 26. Juni 2023 ist rechtswidrig und verletzt die Klägerin in 

ihren Rechten (§ 113 Abs. 1 Satz 1, Abs. 5 Satz 1 VwGO). 

Der Klägerin steht im hier maßgeblichen Entscheidungszeitpunkt (vgl. § 77 Abs. 1 Satz 

1 Halbsatz 2 AsylG) ein Anspruch auf die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft zu. 

Nach § 3 Abs. 1 AsylG ist ein Ausländer Flüchtling im Sinne des Abkommens vom 28. 

Juli 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, wenn er sich aus begründeter Furcht 

vor Verfolgung wegen seiner Rasse, Religion, Nationalität, politischen Überzeugung 

oder Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe außerhalb des Landes (Her­ 

kunftsland) befindet, dessen Staatsangehörigkeit er besitzt und dessen Schutz er nicht 

in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Furcht nicht in Anspruch nehmen will oder 

in dem er als Staatenloser seinen vorherigen gewöhnlichen Aufenthalt hatte und in das 

er nicht zurückkehren kann oder wegen dieser Furcht nicht zurückkehren will. 

Als Verfolgung im Sinne des § 3 Abs. 1 AsylG gelten zunächst Handlungen, die auf 

Grund ihrer Art oder Wiederholung so gravierend sind, dass sie eine schwerwiegende 

Verletzung der grundlegenden Menschenrechte darstellen, insbesondere der Rechte, 

von denen nach Art. 15 Abs. 2 der Konvention vom 4. November 1950 zum Schutze der 

Menschenrechte und Grundfreiheiten (BGBI. 1952 II S. 685, 953) keine Abweichung zu­ 

lässig ist(§ 3a Abs. 1 Nr. 1 AsylG), ferner Handlungen, die in einer Kumulierung unter­ 

schiedlicher Maßnahmen, einschließlich einer Verletzung der Menschenrechte, beste­ 

hen, die so gravierend ist, dass eine Person davon in ähnlicher wie der in Nr. 1 beschrie­ 

benen Weise betroffen ist (§ 3a Abs. 1 Nr. 2 AsylG). § 3a Abs. 2 AsylG nennt als mögli­ 

che Verfolgungshandlungen beispielhaft u.a. die Anwendung physischer oder psychi­ 

scher Gewalt, einschließlich sexueller Gewalt, sowie gesetzliche, administrative, polizei­ 

liche oder justizielle Maßnahmen, die als solche diskriminierend sind oder in diskriminie- 
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render Weise angewandt werden. Nach§ 3c AsylG kann die Verfolgung aus-gehen von 

(1.) dem Staat, (2.) Parteien oder Organisationen, die den Staat oder einen wesentlichen 

Teil des Staatsgebietes beherrschen, oder (3.) von nichtstaatlichen Akteuren, sofern die 

in den Nummern 1 und 2 genannten Akteure einschließlich internationaler Organisatio­ 

nen erwiesenermaßen nicht in der Lage oder nicht willens sind, Schutz vor Verfolgung 

zu bieten, und dies unabhängig davon, ob in dem Land eine staatliche Herrschaftsmacht 

vorhanden ist oder nicht. 

Als Verfolgungsgründe sind nach § 3b AsylG die Rasse, die Religion, die Nationalität 

einschließlich der Zugehörigkeit zu einer kulturellen und ethnischen Gruppe, die Zuge­ 

hörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe sowie die politische Überzeugung zu be­ 

rücksichtigen. 

Zwischen den Verfolgungsgründen und Verfolgungshandlungen muss eine Verknüpfung 

bestehen (§ 3a Abs. 3 AsylG). Dabei ist unerheblich, ob der Ausländer tatsächlich z.B. 

die religiösen oder politischen Merkmale aufweist, die zur Verfolgung führen, sofern ihm 

diese Merkmale von seinem Verfolger nur zugeschrieben werden (§ 3b Abs. 2 AsylG). 

Für den Bereich des Asylrechts hat das Bundesverfassungsgericht diese Verknüpfung 

von Verfolgungshandlung und Verfolgungsgrund dahingehend konkretisiert, dass es für 

eine politische Verfolgung ausreiche, wenn der Ausländer der Gegenseite oder dem per­ 

sönlichen Umfeld einer anderen Person zugerechnet wird, die ihrerseits Objekt politi­ 

scher Verfolgung ist. Unerheblich ist dabei, ob der Betreffende aufgrund der ihm zuge­ 

schriebenen Meinung, Grundhaltung oder Überzeugung (überhaupt) tätig geworden ist 

(BVerfG, Beschluss vom 22.11.1996 - 2 BvR 1753/96 - Juris; BVerwG, Beschluss vom 

27.04.2017 - 1 B 63.17, 1 PKH 23.17 - Juris; Nds. OVG, Urteil vom 27.06.2017 - 2 LB 

91 /17 -). Maßgebend ist im Sinne einer objektiven Gerichtetheit die Zielrichtung, die der 

Maßnahme unter den jeweiligen Umständen ihrem Charakter nach zukommt (vgl. 

BVerwG, Urteil vom 19.01.2009 - 10 C 52.07 - Juris). 

Eine „begründete Furcht" vor Verfolgung liegt vor, wenn dem Ausländer die vorgenann­ 

ten Gefahren aufgrund der in seinem Herkunftsland gegebenen Umstände in Anbetracht 

seiner individuellen Lage tatsächlich, d. h. mit beachtlicher Wahrscheinlichkeit drohen. 

Der danach - sowohl für unverfolgt wie vorverfolgt ausgereiste Ausländer - maßgebliche 

Maßstab der beachtlichen Wahrscheinlichkeit setzt voraus, dass bei einer zusammen­ 

fassenden Würdigung des zur Prüfung gestellten Lebenssachverhalts die für eine Ver­ 

folgung sprechenden Umstände ein größeres Gewicht besitzen und deshalb gegenüber 

den dagegensprechenden Tatsachen überwiegen. Dabei ist eine qualifizierende bzw. 

bewertende Betrachtungsweise im Sinne einer Gewichtung und Abwägung aller festge­ 

stellten Umstände und ihrer Bedeutung anzulegen. Zu bewerten ist letztlich, ob aus Sicht 
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eines besonnen und vernünftig denkenden Menschen in der Lage des Schutzsuchenden 

nach Abwägung aller bekannten Umstände eine Rückkehr in das Herkunftsland als un­ 

zumutbar erscheint; insoweit geht es also um die Wahrscheinlichkeit künftiger Gesche­ 

hensabläufe bei einer hypothetisch zu unterstellenden Rückkehr des Schutzsuchenden 

in seinen Heimatstaat. 

Soweit eine Vorverfolgung eines Schutzsuchenden im Sinne von Art. 4 Abs. 4 der Richt­ 

linie 2011 /95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 

(Qualifikations-Richtlinie) festzustellen ist, kommt dem Schutzsuchenden die Beweiser­ 

leichterung nach dieser Vorschrift zugute. Danach ist die Tatsache, dass ein Antragstel­ 

ler bereits verfolgt wurde oder einen sonstigen ernsthaften Schaden erlitten hat bzw. von 

solcher Verfolgung oder einem solchen Schaden unmittelbar bedroht war, ein ernsthafter 

Hinweis darauf, dass die Furcht des Antragstellers vor Verfolgung begründet ist, bzw. 

dass er tatsächlich Gefahr läuft, ernsthaften Schaden zu erleiden, es sei denn, stichhal­ 

tige Gründe sprechen dagegen, dass der Antragsteller erneut von solcher Verfolgung 

oder einem solchen Schaden bedroht wird. Als vorverfolgt in diesem Sinne gilt ein 

Schutzsuchender dann, wenn er aus einer durch eine eingetretene oder unmittelbar be­ 

vorstehende politische Verfolgung hervorgerufenen ausweglosen Lage geflohen ist. Die 

Ausreise muss das objektive äußere Erscheinungsbild einer unter dem Druck dieser Ver­ 

folgung stattfindenden Flucht aufweisen. Das auf dem Zufluchtsgedanken beruhende 

Asyl- und Flüchtlingsrecht setzt daher grundsätzlich einen nahen zeitlichen (Kausal-) Zu­ 

sammenhang zwischen der Verfolgung und der Ausreise voraus. Denn die der Vorschrift 

zugrundeliegende Vermutung, erneut von einer solchen Verfolgung oder einem solchen 

Schaden bedroht zu sein, beruht wesentlich auch auf der Vorstellung, dass eine Verfol­ 

gungs- oder Schadenswiederholung bei gleichbleibender Ausgangssituation aus tat­ 

sächlichen Gründen naheliegt. Es ist deshalb im Einzelfall jeweils zu prüfen und festzu­ 

stellen, auf welche tatsächlichen Schadensumstände sich die Vermutungswirkung des 

Art. 4 Abs. 4 der Qualifikationsrichtlinie erstreckt. Zu beachten ist, dass eine Vorverfol­ 

gung i. S. d. vorgenannten Vorschrift nicht mehr wegen einer zum Zeitpunkt der Ausreise 

bestehenden Fluchtalternative in einem anderen Teil des Herkunftsstaates verneint wer­ 

den kann. Folglich greift im Rahmen der Flüchtlingsanerkennung die Beweiserleichte­ 

rung auch dann, wenn im Zeitpunkt der Ausreise keine landesweit ausweglose Lage 

bestand. Diese Vermutung kann jedoch widerlegt werden. Hierfür ist erforderlich, dass 

stichhaltige Gründe die Wiederholungsträchtigkeit solcher Verfolgung bzw. des Eintritts 

eines solchen Schadens entkräften. Die Beurteilung, ob stichhaltige Gründe die Vermu­ 

tung widerlegen, obliegt dem Tatrichter im Rahmen freier Beweiswürdigung (vgl. 

BVerwG, Urteile vom 27.04.2010 - 10 C 5/09 -, vom 27.04.2010 - 10 C 4/09 - und vom 

19.01.2009 - 10 C 52/07 - jeweils juris). 
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Aus den in § 25 AsylG geregelten Mitwirkungs- und Darlegungsobliegenheiten des Aus­ 

länders folgt, dass es auch unter Berücksichtigung dieser Vorgaben Sache des Auslän­ 

ders ist, die Gründe für seine Furcht vor politischer Verfolgung schlüssig vorzutragen. 

Dazu hat er unter Angabe genauer Einzelheiten einen in sich stimmigen Sachverhalt zu 

schildern, aus dem sich bei Wahrunterstellung ergibt, dass bei verständiger Würdigung 

Verfolgung i.S.v. §§ 3 ff. AsylG droht. Hierzu gehört, dass der Ausländer zu den in seine 

Sphäre fallenden Ereignissen, insbesondere zu seinen persönlichen Erlebnissen, eine 

Schilderung gibt, die geeignet ist, den behaupteten Anspruch lückenlos zu tragen. Bei 

der Bewertung der Stimmigkeit des Sachverhalts müssen u.a. Persönlichkeitsstruktur, 

Wissensstand und Herkunft des Ausländers berücksichtigt werden (vgl. BVerwG, Urteil 

vom 24.03.1987- 9 C 321/85-juris). 

Nach § 3e AsylG unterbleibt die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft dann, wenn 

der Ausländer in einem Teil seines Herkunftsstaates keine begründete Furcht vor Ver­ 

folgung oder Zugang zu Schutz nach § 3d AsylG hat (Nr. 1) und sicher und legal in 

diesen Landesteil reisen kann, dort aufgenommen wird und vernünftigerweise erwartet 

werden kann, dass er sich dort niederlässt (Nr. 2), sog. inländische Fluchtalternative. 

Vorauszuschicken ist, dass das Gericht davon überzeugt ist, dass die Klägerin als da­ 

mals junge Frau (Jahrgang 2003) ihre Heimat zusammen mit ihrer Familie aus begrün­ 

deter Furcht vor dem sogenannten IS verlassen hat. Die Gräueltaten, die die Schergen 

des IS insbesondere an yezidischen Mädchen und Frauen begangen haben und an noch 

immer verschleppten Personen möglicherweise noch immer begehen, sind allgemein 

bekannt und müssen nicht wiederholt werden (vgl. statt aller Beschluss des Deutschen 

Bundestages zum Völkermord an den Yeziden (https://dserver.bundestag.de/btd/ 

20/052/2005228.pdf?fbclid=lwAR2GRLEO9AsgfyojveVH59RzsK--Zjm8QkxBh790O6 

04pcV8J-Klg-3a4w). Zum Zeitpunkt des Vormarsches des IS, der Übergriffe auf yezidi­ 

sche Frauen und Mädchen und der Flucht der Familie, war die Klägerin bereits in einem 

Alter, dass sie diese, am eigenen Leib und aus unmittelbarer Nähe miterlebt hat. 

Zwar war die Klägerin anschließend in der Türkei, wo sich zunächst zusammen mit der 

gesamten Familie und später nur noch mit zwei älteren Geschwistern mehrere Jahre 

aufgehalten hat. 

Zum für die gerichtliche Entscheidung maßgeblichen Zeitpunkt der gerichtlichen Ent­ 

scheidung ist dieser Schutz jedoch entfallen. Die Klägerin ist alleinstehend, nicht verhei­ 

ratet. Wegen der Flüchtlingsanerkennung für ihre Eltern und Geschwister bzw. der Tat­ 

sache, dass mehrere Geschwister inzwischen nach  ausgewandert sind, ist 

davon auszugehen, dass die inzwischen volljährige Klägerin allein in den Irak zurück- 
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kehren müsste. Die Furcht vor Verfolgung ist im Sinne des § 3 Abs. 1 AsylG begründet, 

wenn dem Ausländer die genannten Gefahren aufgrund der in seinem Herkunftsland 

gegebenen Umstände in Anbetracht seiner individuellen Lage tatsächlich, d. h. mit be­ 

achtlicher Wahrscheinlichkeit (,,real risk"), drohen (OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 

29.10.2020- 9 A 1980/17.A-, Juris Rn. 32). Eine beachtliche Wahrscheinlichkeit in die­ 

sem Sinne liegt vor, wenn sich die Rückkehr in den Heimatstaat aus der Sicht eines 

besonnenen und vernünftig denkenden Menschen als unzumutbar erweist, weil bei Ab­ 

wägung aller in Betracht kommenden Umstände die für eine bevorstehende Verfolgung 

streitenden Tatsachen ein größeres Gewicht besitzen als die dagegensprechenden Ge­ 

sichtspunkte (vgl. BVerwG, Urteil vom 20.02.2013 - 1 O C 23/12 -, Juris; Urteil vom 

05.11.1991 - 9 C 118/90 -, Juris). 

Bei der Rückkehrprognose ist davon auszugehen, dass die Klägerin aufgrund ihrer jet­ 

zigen familiären Situation - sämtliche Geschwister und Eltern leben außerhalb des Irak 

- allein in den Irak zurückkehren und sich als yezidische Kurdin voraussichtlich in eines 

der in der Autonomen Region Kurdistan vorhandenen Flüchtlingslager begeben müsste. 

Denn es ist nicht realistisch anzunehmen, dass die in Deutschland lebenden Verwandten 

zusammen mit der Klägerin in den Irak ausreisen würden. Die Klägerin ist zwar erwach­ 

sen lebt in Deutschland aber zusammen mit ihren hiesigen Familienangehörigen zusam­ 

men. Im Irak hat die Klägerin nach ihren für glaubhaft erachteten Angaben keine Ver­ 

wandten mehr, auf deren Schutz sie zurückgreifen könnte. 

Ob eine gruppengerichtete Verfolgung der Yeziden noch immer andauert, kann an dieser 

Stelle offenbleiben (vgl. aber den bereits zitierten Beschluss des Deutschen Bundes­ 

tages), die Klägerin kann jedoch aus anderem Grund Flüchtlingsschutz beanspruchen. 

Unter Berücksichtigung dieser Rückkehrprognose für die Klägerin ist das Gericht davon 

überzeugt, dass der Klägerin Verfolgung aufgrund ihrer Zugehörigkeit zur sozialen 

Gruppe der alleinstehenden Frauen ohne schutzbereite männliche Familienangehörige. 

Eine Gruppe gilt nach § 3b Abs. 1 Nr. 4 AsylG insbesondere als eine bestimmte soziale 

Gruppe, wenn die Mitglieder dieser Gruppe angeborene Merkmale oder einen gemein­ 

samen Hintergrund, der nicht verändert werden kann, gemein haben oder Merkmale 

oder eine Glaubensüberzeugung teilen, die so bedeutsam für die Identität oder das Ge­ 

wissen sind, dass der Betreffende nicht gezwungen werden sollte, auf sie zu verzichten, 

und die Gruppe in dem betreffenden Land eine deutlich abgegrenzte Identität hat, da sie 

von der sie umgebenden Gesellschaft als andersartig betrachtet wird; eine Verfolgung 

wegen der Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe kann auch vorliegen, 

wenn sie allein an das Geschlecht oder die geschlechtliche Identität anknüpft. Diese 

Merkmale sind für die Gruppe der alleinstehenden Frauen im Irak erfüllt, weil sie von der 
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irakischen Mehrheitsgesellschaft als andersartig wahrgenommen werden und diversen 

Verfolgungsmaßnahmen aufgrund dieser Zuschreibung ausgesetzt sind. 

Nach § 3b Abs. 1 Nr. 4 HS 1 AsylG gilt eine Gruppe insbesondere dann als eine be­ 

stimmte soziale Gruppe, wenn die Mitglieder dieser Gruppe angeborene Merkmale oder 

einen gemeinsamen Hintergrund, der nicht verändert werden kann, gemein haben oder 

Merkmale oder eine Glaubensüberzeugung teilen, die so bedeutsam für die Identität 

oder das Gewissen sind, dass der Betreffende nicht gezwungen werden sollte, auf sie 

zu verzichten (lit. a), und die Gruppe in dem betreffenden Land eine deutlich abgegrenzte 

Identität hat, da sie von der sie umgebenden Gesellschaft als andersartig betrachtet wird 

(lit. b). Gemäß§ 3b Abs. 1 Nr. 4 HS 4 AsylG kann eine Verfolgung wegen der Zugehö­ 

rigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe auch vorliegen, wenn sie allein an das Ge­ 

schlecht anknüpft. 

Auf Basis dieses rechtlichen Maßstabs bilden alleinstehende und insbesondere allein­ 

stehende yezidische Frauen eine besonders bedrohte soziale Gruppe. Während eines 

Großteils des 20. Jahrhunderts machten die Frauen im Irak erhebliche Fortschritte auf 

dem Weg zur Gleichberechtigung und erreichten relativ hohe Raten bei der Hochschul­ 

bildung und der Beschäftigung in Berufen und im öffentlichen Dienst. Viele dieser Forts­ 

chritte wurden in der zweiten Hälfte der Regierungszeit Saddam Husseins wieder zu­ 

nichtegemacht. Seit der Militäraktion unter Führung der USA im Jahr 2003 führten be­ 

waffnete Konflikte und das Wiedererstarken stammesbezogener und religiöser Einflüsse 

zu einer ernsthaften Verschlechterung der Lage der Frauen im Irak. Auch wenn die indi­ 

viduellen Umstände variieren, sind Frauen im gesamten Spektrum der irakischen Ge­ 

sellschaft von Problemen wie einer hohen Rate häuslicher und geschlechtsspezifischer 

Gewalt, einer geringen wirtschaftlichen Teilhabe, ungerechten Gesetzen, missbräuchli­ 

chen kulturellen Praktiken, dem Ausschluss von Entscheidungsprozessen und unzurei­ 

chendem staatlichen Schutz betroffen (Australian Government Department of Foreign 

Affairs and Trade (DFAT), DFAT Country Information Report lraq, 16.01.2023, S. 29). 

Die Stellung der Frau hat sich im Vergleich zur Zeit des Saddam-Regimes teilweise deut­ 

lich verschlechtert. Frauen sind im Alltag Diskriminierung ausgesetzt, die ihre gleichbe­ 

rechtigte Teilnahme am politischen, sozialen und wirtschaftlichen Leben im Irak verhin­ 

dert (Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 

Republik Irak, 28.10.2022, S. 11 f.). Die Bewegungsfreiheit von Frauen wird durch ge­ 

setzliche Bestimmungen eingeschränkt. So hindert das Gesetz Frauen beispielsweise 

daran, ohne die Zustimmung eines männlichen Vormunds oder gesetzlichen Vertreters 

einen Reisepass zu beantragen oder ein Dokument zur Feststellung des Personen­ 

stands zu erhalten, welches für den Zugang zu Beschäftigung, Bildung und einer Reihe 

von Sozialdiensten erforderlich ist. Frauen wird überproportional häufig der Zugang zu 
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Bildung und Teilnahme am Arbeitsmarkt verwehrt. Nur 14 % der Frauen sind erwerbstä­ 

tig oder aktiv auf der Suche nach einem Arbeitsplatz, verglichen mit 73 % der Männer. 

Die Jugendarbeitslosigkeit bei Frauen und Mädchen im Alter zwischen 15 und 24 Jahren 

wird auf etwa 63,3 % geschätzt (Stand 2017). Frauen, die nicht an der irakischen Ar­ 

beitswelt teilhaben, sind einem erhöhten Armutsrisiko ausgesetzt, selbst wenn sie in der 

informellen Wirtschaft mit Arbeiten wie Nähen oder Kunsthandwerk beschäftigt sind 

(Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA) Österreich, Länderinformationsblatt der 

Staatendokumentation. Irak, 22.08.2022, S. 191; DFAT, DFAT Country Information Re­ 

port lraq, 16.01.2023, S. 30). 

Alleinstehende Frauen sind in Irak, inklusive der Autonomen Region Kurdistan-Irak, ge­ 

sellschaftlich kaum akzeptiert. Leben Frauen alleine, wird dies als unangemessen be­ 

trachtet, da sie keinen männlichen „Beschützer" haben. In der Folge werden sie häufig 

Opfer von (sexueller) Gewalt und Diskriminierung. Alleinstehende Frauen, die von ihrer 

Familie keine Unterstützung erfahren, sind hiervon besonders häufig betroffen, ebenso 

wie (Binnen-)Flüchtlinge (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Länderanalysen. 

Kurzinformation - Irak. Geschlechtsspezifische Gewalt, 01.05.2023, S. 5 f.; EUAA , Coun­ 

try Guidance: lraq, 29.06.2022, S. 141 ). Während sexuelle Übergriffe, wie z. B. Verge­ 

waltigung, sowohl gegen Frauen als auch gegen Männer strafbar sind, sieht Art. 398 des 

irakischen Strafgesetzbuches vor, dass Anklagen aufgrund von Vergewaltigung fallen 

gelassen werden können, wenn der Angreifer das Opfer heiratet. Dies gilt sowohl im Irak 

als auch in der Autonomen Region Kurdistan-Irak. Eine Bestimmung verhindert hierbei 

eine Scheidung innerhalb der ersten drei Ehejahre. Vergewaltigung innerhalb der Ehe 

stellt keine Straftat dar. Die Bemühungen irakischer Frauenrechtsorganisationen, das 

Parlament zur Verabschiedung eines Gesetzes zum Verbot geschlechtsspezifischer Ge­ 

walt zu bewegen, blieben bisher erfolglos (BFA, Länderinformationsblatt der Staatendo­ 

kumentation. Irak, 22.08.2022, S. 193). 

Fälle von (tödlicher) geschlechtsspezifischer Gewalt kommen in ganz Irak, inklusive in 

der kurdischen Region, häufig vor (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Briefing 

Notes Irak, 26.06.2023, S. 4). 2020 wurden 30 Fälle von konfliktbezogener sexueller 

Gewalt durch bewaffnete Akteure, hauptsächlich gegen Frauen verzeichnet. In der RKI 

ist die Zahl der Frauenmorde gestiegen. Allein in den ersten beiden Monaten des Jahres 

2022 wurden in der RKI elf Frauen getötet, die meisten von ihnen durch Schüsse (BFA, 

Länderinformationsblatt der Staatendokumentation. Irak, 22.08.2022, S. 193 f.). landes­ 

weit soll im Jahr 2022 die Tötung von mindestens 150 Frauen mit dem Vorwand des 

„Ehrenmordes" gerechtfertigt worden sein (U. S. Department of State (USDOS), lraq 

2022 Human Rights Report, 20.03.2023, S. 51). Nach Ermittlungen des General Direc­ 

torate for Combatting Violence Against Women (GDCVAW) , einer Behörde des kur- 
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disch-irakischen Innenministeriums, wurden im Jahr 2021 in Kurdistan-Irak 24 Frauen 

getötet, 26 Frauen begingen Selbstmord, 86 Frauen wurden verbrannt, 153 Frauen wur­ 

den sexuell belästigt und 13.259 Frauen berichteten über sonstige Gewalt gegen sie 

(Staatssekretariat für Migration Schweiz (SEM), Notiz Irak. Irakische Region Kurdistan - 

Gesetz gegen häusliche Gewalt, 09.02.2023, S. 7). Die Weltgesundheitsorganisation 

schätzte in einem Bericht aus 2022, dass 1,32 Millionen Menschen im Irak von verschi­ 

denen Formen geschlechtsspezifischer Gewalt bedroht sind, und mehr als 75 Pro-zent 

von ihnen sind Frauen und heranwachsende Mädchen (U. S. Department of State (US­ 

DOS), lraq 2022 Human Rights Report, 20.03.2023, S. 51 ). 

Flüchtlinge und Binnenvertriebene berichten von regelmäßiger sexueller Belästigung, 

sowohl in den Lagern als auch in den Städten. Nichtregierungsorganisationen berichten, 

dass das Sicherheitspersonal von Vertriebenenlagern weibliche Binnenvertriebene zu 

sexuellen Gefälligkeiten im Austausch für die Bereitstellung von Grundversorgungsleis­ 

tungen aufforderte. Zu den Tätern sexuellen Missbrauchs gehören neben Lagerbewoh­ 

nern und Personal manchmal auch Mitarbeiter von Hilfsorganisationen oder Behörden­ 

mitarbeiter (U. S. Department of State (USDOS), lraq 2022 Human Rights Report, 

20.03.2023, S. 54 ff.). Auch die Volksmobilisierungseinheiten (Popular Mobilization 

Forces, PMF) sollen häufig für die sexuelle Ausbeutung von Frauen in Vertriebenenla­ 

gern verantwortlich sein (EUAA, Country Guidance: lraq, 29.06.2022, S. 74). Dabei ist 

zu beachten, dass sich Berichten zufolge die Truppenstärke der sogenannten Volksmo­ 

bilisierungseinheiten innerhalb der letzten zwei Jahre verdoppelt hat (Bundesamt für Mi­ 

gration und Flüchtlinge, Briefing Notes Irak, 15.05.2023, S. 4). Insbesondere Frauen aus 

von Frauen geführten Haushalten in Binnenvertriebenenlagern sind sexueller Gewalt 

ausgesetzt, einschließlich Vergewaltigung und sexueller Ausbeutung durch Regierungs­ 

truppen und Lagerbewohner. Zudem greifen viele von ihnen auf negative Bewältigungs­ 

strategien wie Sex zum Zwecke des Überlebens und frühe Heirat zurück (EUAA, Country 

Guidance: lraq, 29.06.2022, S. 142). 

Auf Grundlage der aufgeführten Erkenntnisse ist demnach anzunehmen, dass die Klä­ 

gerin zu Recht befürchten muss in einem irakischen Flüchtlingslager geschlechtsspezi­ 

fischer Verfolgung sowohl von Seiten staatlicher als auch nichtstaatlicher Akteure aus­ 

gesetzt zu werden. Auch eine gewisse Gefahr einer Entführung und der Ausübung sex­ 

ueller Gewalt durch Angehörige des sog. ,,islamischen Staates" besteht nach wie vor, 

wenn auch nicht mehr in dem Maße wie vor der militärischen Niederlage der Terrormiliz 

(EUAA, Country Guidance: lraq, 29.06.2022, S. 77). Für die Klägerin tritt als gefahrer­ 

höhender Umstand hinzu, dass sie der Volksgruppe der Yeziden angehört. Die Yeziden 

waren, wie oben bereits ausgeführt, in ihren traditionellen Siedlungsgebieten des Nord­ 

irak seit Sommer 2014 durch den Vormarsch der Terrororganisation „islamischer Staat" 

Seite 11/13 



systematischer Verfolgung allein wegen ihres Glaubens ausgesetzt, vor der sie weder 

hinreichenden Schutz von Seiten des irakischen Staates noch seitens schutzbereiter Or­ 

ganisationen erhielten. Im Rahmen der gezielten Verfolgung von yezidischen Glaubens­ 

zugehörigen durch den sog. ,,islamischen Staat" wurden zwischen 30.000 und 40.000 

Yeziden aus ihrem Stammland um Sindschar vertrieben. Tausende Yeziden wurden im 

Rahmen des Vormarsches des „islamischen Staates" in ihren Dörfern in der Provinz 

Ninive getötet oder gefangengenommen. Es kam zu Zwangskonversion, Massenvertrei­ 

bungen und -hinrichtungen sowie Verschleppungen und sexueller Gewalt, insbesondere 

gegen Frauen und Kinder (vgl. Auswärtiges Amt, Bericht über die asyl- und abschie­ 

bungsrelevante Lage in der Republik Irak, 12.02.2018). Aktuellen Medienberichten ist zu 

entnehmen, dass die Ressentiments gegen Yeziden im Irak teilweise wieder zunehmen. 

Im April 2023 verbreiteten Hetzprediger die Falschnachricht, Yeziden hätten in Sind­ 

schar eine Moschee angezündet. Im Internet diskutierten muslimische Extremisten An­ 

griffe auf Flüchtlingscamps und drohten mit einem neuen Völkermord (Berliner Morgen­ 

post, Junge Yeziden im Irak: Es bleibt nur das Elend - oder Europa, 03.08.2023, 

https://www.morgenpost.de/politik/article23 9088167 /jesiden-irak-terror-islamischer­ 

staat-sh i ng al. html). Sexuelle Gewalt gegen Mitglieder der yezidischen Gemeinschaft 

wird aufgrund der Angst vor Repressalien, der Stigmatisierung, des Fehlens von Diens­ 

ten und der anhaltenden Sicherheitsbedenken nach wie vor nur in den wenigsten Fällen 

angezeigt. Die Vertriebenenlager sind insofern Orte mit erhöhtem Risiko (EUAA , Country 

Guidance: lraq, 29.06.2022, S. 121), (so auch: VG Braunschweig, Urteil vom 12. Sep­ 

tember 2023 - 2 A 135/20 -, Juris). 

Hieraus folgend steht der Klägerin ein Anspruch auf Zuerkennung der Flüchtlingseigen­ 

schaft gemäß § 3 AsylG und war der entgegenstehende Bescheid des Bundesamtes 

vollumfänglich aufzuheben. 

Die Kostenentscheidung beruht auf§§ 154 Abs. 1 VwGO; 83 b AsylG. 

Die Entscheidung über die vorläufige Vollstreckbarkeit folgt aus§ 167 VwGO i. V. m. 

§§ 708 Nr.11, 711 ZPO. 

Rechtsmittelbelehrung 

Gegen dieses Urteil ist die Berufung nur zulässig, wenn sie von dem Niedersächsi­ 
schen Oberverwaltungsgericht zugelassen wird. 

Die Berufung ist nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat 
oder das Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesver- 
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waltungsgerichts, des gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes 
oder des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht oder 
ein in § 138 VwGO bezeichneter Verfahrensmangel geltend gemacht wird und vorliegt. 

Die Zulassung der Berufung ist schriftlich bei dem 

Verwaltungsgericht Stade, 
Am Sande 4a, 21682 Stade oder 
Postfach 3171, 21670 Stade, 

innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils zu beantragen. Der Antrag muss 
das angefochtene Urteil bezeichnen. In dem Antrag sind die Gründe darzulegen, aus 
denen die Berufung zuzulassen ist. Der Antrag muss von einem Rechtsanwalt oder 
Rechtslehrer an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mit­ 
gliedstaates der Europäischen Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz mit der Befähigung zum 
Richteramt oder einer nach § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 bis 7, Abs. 4 Satz 4 VwGO zur 
Vertretung berechtigten Person oder Organisation als Bevollmächtigtem gestellt wer­ 
den. 

Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließ­ 
lich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammen­ 
schlüsse müssen vorbereitende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich einzu­ 
reichende Anträge und Erklärungen als elektronisches Dokument übermitteln (§ 55d 
VwGO). Gleiches gilt für die nach der Verwaltungsgerichtsordnung vertretungsberech­ 
tigten Personen, für die ein sicherer Übermittlungsweg nach § 55a Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 
VwGO zur Verfügung steht. Das elektronische Dokument und dessen Übermittlung 
müssen den Anforderungen aus§ 55a VwGO und der Verordnung über die techni­ 
schen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das beson­ 
dere elektronische Behördenpostfach (ERW) vom 24.11.2017, BGBI. 1 S. 3803, ent­ 
sprechen. Ist eine Übermittlung aus technischen Gründen vorübergehend nicht mög­ 
lich, bleibt die Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zulässig. Die vorüber­ 
gehende Unmöglichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaub­ 
haft zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen. 

Auch für Bevollmächtigte, auf die § 55d VwGO keine Anwendung findet, besteht in al­ 
len verwaltungsgerichtlichen Verfahren bei dem Niedersächsischen Oberverwaltungs­ 
gericht und dem Verwaltungsgericht Stade die Möglichkeit, elektronische Dokumente 
zu übermitteln. Die Anforderungen des§ 55a VwGO und der ERW sind dabei einzu­ 
halten. 

Qualifiziert elektronisch signiert durch: 
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